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			Freilassung von Sala gefordert

			Macri-Regierung erntet Kritik von UNO und OAS
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			Milagro Sala. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Der Fall der seit Januar in Untersuchungshaft sitzenden Sozialaktivistin Milagro Sala ist auf der internationalen Ebene angekommen. So forderten sowohl die Vereinten Nationen (UNO) als auch die Organisation der amerikanischen Staaten (OAS) von der argentinischen Regierung die sofortige Freilassung der Anführerin der Sozialorganisation „Tupac Amaru“. Die Staatsführung wies das Ansinnen zurück.

			Die Verhaftung Salas, die im Januar in Jujuy wegen Störung der öffentlichen Ordnung und Verdachts auf Veruntreuung öffentlicher Gelder erfolgt war, sowie der bis heute andauernde Freiheitsentzug der 52-Jährigen seien „willkürlich“, urteilt die Arbeitsgruppe der UNO, die sich mit ungesetzlichen Verhaftungen beschäftigt. Das Gremium schaltete sich ein, nachdem Amnesty International und weitere Menschenrechtsorganisationen Beschwerde gegen die Behandlung Salas eingereicht hatten.

			Dieser Einschätzung schloss sich auch Luis Almagro, der Generalsekretär der OAS, an. Der Uruguayer sprach von der „Notwendigkeit“, Sala umgehend freizulassen. Dies ergebe sich aus den grundlegenden Bürgerrechten. Das Instrument der Untersuchungshaft dürfe nicht missbraucht werden, so Almagro.

			Für die Macri-Regierung wird die Situation zusehends unangenehmer. Sie wies zunächst die Forderung der UNO zurück. Deren Einschätzung fuße auf „veralteten Informationen, unrichtigen Prämissen und unbegründeten Behauptungen“. Die U-Haft für Sala sei nicht willkürlich erfolgt. Vielmehr bestehe Grund zu der Annahme, dass die Aktivistin anderenfalls den Gang der Ermittlungen behindern werde. 

			Des Weiteren versuchte die Nationalregierung, sich aus der Schusslinie zu nehmen: Zuständig seien schließlich die Justizorgane der Provinz Jujuy. Dort regiert seit Ende vorigen Jahres Macris Verbündeter Gerardo Morales (UCR) als Gouverneur. Gleichwohl lud die Regierung die UN-Arbeitsgruppe für willkürliche Verhaftungen nach Argentinien ein, um sich vor Ort ein Bild von der Situation Milagro Salas zu machen.

			Sala war einst politische Alliierte von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Ihre Organisation „Tupac Amaru“ erhielt Staatsgelder in Millionenhöhe für Sozialpläne und sozialen Wohnungsbau. Seit im Dezember vorigen Jahres sowohl auf nationaler Ebene wie in ihrer Heimatprovinz Jujuy ihre politischen Gegner die Macht übernahmen, durchlebt die indigene Aktivistin schwere Zeiten. In U-Haft schaut sie einem Prozess entgegen, bei dem Vorwürfe der Korruption und der Veruntreuung im Raum stehen. Ihre Anhänger sehen in ihr eine politische Gefangene des Macri-Lagers. Sie unterhielt Unterstützung von Papst Franziskus, der ihr einen Rosenkranz zukommen ließ.
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			Trauer um Fidel Castro

			Spontane Kundgebung in Buenos Aires
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			Veranstaltung am Obelisken. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Der Tod des kubanischen Revolutionsführers Fidel Castro hat auch bei vielen Argentiniern Reaktionen ausgelöst. Am Sonnabend, dem Tag des Ablebens des 90-Jährigen, versammelten sich spontan zahlreiche zumeist junge Menschen in Buenos Aires vor dem Obelisken, um dem des einstigen kubanischen Staats-chefs zu gedenken. Linksgerichtete Organisationen wie  „Hombre Nuevo“, „La Simón Bolívar“, „Nuevo Encuentro“, „Juventud Guevarista“, „Los Pibes“ oder die „Izquierda Revolucionaria“ hatten über soziale Netzwerke dazu aufgerufen. Redner wie der Publizist Carlos Aznárez (Resumen Latinoamericano) oder der politische Aktivist Daniel De Santis (Juventud Guevarista) hoben die Bedeutung Castros für die gesamte Region hervor.

			In nüchterner und knapper Form drückte die argentinische Regierung dem kubanischen Volk ihre Anteilnahme aus. Das Außenministerin würdigte die „wichtige Rolle“, die Castro und Kuba im 20. Jahrhundert gehabt hätten und dankte für die kubanische Unterstützung in der Malwinen-Frage. Die argentinische Regierung brachte ihren Wunsch zum Ausdruck, „die tiefen Bindungen der Freundschaft und Zusammenarbeit zu vertiefen, die beide Länder verbinden“. Allerdings hatte die Macri-Regierung erst im vorigen Juli die direkten Flüge der staatlichen Fluggesellschaft „Aerolíneas Argentinas“ nach Kuba eingestellt. Außenministerin Susana Malcorra vertrat Argentinien bei den Trauerfeierlichkeiten in Havanna.

			Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner stattete der kubanischen Botschaft in Buenos Aires einen Kondolenzbesuch ab. Gegenüber dem kubanischen Botschafter Orestes Pérez Pérez sagte sie, mit Castro sei der „letzte große moderne Führer“ abgetreten. 

			Castro war im Laufe seiner politischen Karriere insgesamt vier Mal in Argentinien: 1959, als er mit dem damaligen Präsidenten Arturo Frondizi zusammentraf, 1995, als der Peronist Carlos Menem in der Casa Rosada regierte, sowie 2003 und 2006 zur Regierungszeit von Néstor Kirchner. Die Reise 2006 nach Córdoba war Castros letzter Auslandsauftritt. Kurz darauf erkrankte er schwer am Darm und legte infolge dessen 2008 seine politischen Ämter nieder.

			Aus dem fernen Kroatien, wo das argentinische Tennis-Team den Davis Cup gewann, meldete sich Fußballidol Diego Maradona zu Wort. Er bezeichnete Castro als die weltweit bedeutendste Persönlichkeit: „Er war der Größte, weil er alles wusste, er hat Dinge vorhergesehen und dem Volk gegeben, was das Volk verdiente“, sagte der Weltmeister von 1986, der vier Jahre in Kuba lebte und dort eine enge Freundschaft mit Castro knüpfte.

			„Das Erbe, das er hinterlässt, ist unermesslich. Hoffentlich verstehen die Politiker der Welt wenigsten fünf Prozent der Worte und des Erbes, das Fidel hinterlässt“, sagte der einstige Weltstar, der ein Fidel-Tattoo auf seinem talentierten linken Bein trägt. Maradona unterzog sich in Kuba von 2000 bis 2004 einem Drogenentzug.

			Er habe mit Castro öfters mehrstündige nächtliche Gespräche über Fußball und Politik geführt, sagte Maradona. „Er war dann nach drei Stunden Schlaf wieder auf, ich pennte bis in den Nachmittag“, erinnerte er lachend. Nach Abschluss des Tennis-Finales am Sonntag flog Maradona zur Beerdigung Castros nach Kuba.
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			Die Woche in Argentinien

			Pläne für Trump Tower

			Entsteht in Buenos Aires bald ein Trump Tower? Seitens der Trump Holding besteht offenbar Interesse, ein 35-stöckiges Bürogebäude an der „9 de Julio“, genauer gesagt an deren Nebenstraße „Cerrito“, an der Ecke zur „Bartolomé Mitro“, zu errichten. Auf die Bremse tritt derzeit indes die Stadtregierung von Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta. Sie machte deutlich, dass derzeit keine Baugenehmigung für das Projekt vorliege. Auch der Umstand, dass das Vorhaben auf einem Areal realisiert werden soll, wo es bereits 2007 eine Baugenehmigung für ein Hochhaus gab, ändere daran nichts, hieß es seitens der Ministeriums für Stadtentwicklung. Da die damalige Erlaubnis abgelaufen sei, müsse das Genehmigungsverfahren „bei Null“ beginnen. Gegenwärtig befindet sich ein Parkplatz auf der betreffenden Fläche. Die Verwaltung sah sich zu der Stellungnahme genötigt, da hiesige Zeitungen berichtet hatten, der Bau eines Trump Towers in Buenos Aires sei schon beschlossene Sache. In diesem Zusammenhang wurde kolportiert, dass der zukünftige US-Präsident Donald Trump bei dem jüngsten Telefonat mit Präsident Mauricio Macri persönlich darauf gedrängt habe, das Genehmigungsverfahren zu beschleunigen. Macri und Trump kennen sich persönlich wie geschäftlich seit 30 Jahren.

			CFK vor Gericht 

			Dieses Mal ging es ohne große Demonstration über die Bühne: Am Dienstagmorgen kam Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Dienstag einer Anweisung der Justiz nach und fand sich im Gerichtsgebäude „Comodoro Py“ in Retiro ein. Dort musste sie ihre Fingerabdrücke abgeben und Fragen zu ihren aktuellen Lebensumständen beantworten. Die ehemalige Staatschefin folgte damit einer Anordnung von Bundesrichter Claudio Bonadio, der das Verfahren wegen verlustreicher Dollargeschäfte der Zentralbank während Kirchners Amtszeit als Präsidentin leitet. Cristina war für 11 Uhr geladen, erschien jedoch bereits um 7.45 Uhr im Gerichtsgebäude. Bonadio war zu diesem Zeitpunkt noch nicht dort, was Kirchner auf „Twitter“ zu einer verbalen Spitze gegen den Richter verleitete: „Als ich ging, war Bonadio noch immer nicht da. Und wisst Ihr was? Er zahlt obendrein auch keine Steuern.“ Kirchner war für den Termin aus El Calafate angereist. Sie hatte ihre Anhänger diesmal darum gebeten, von Solidaritätsbekundungen vor dem Gericht abzusehen.

			Kein elektronisches Votum

			Rückschlag für die Nationalregierung: Der Senat stoppte die Einführung der elektronischen Stimmabgabe. Das Prestigeprojekt, für das Präsident Mauricio Macri bereits im Wahlkampf geworben hatte, verfügte bereits die Zustimmung der Deputiertenkammer. Doch Miguel Ángel Pichetto, der Fraktionschef der Kirchner-treuen „Siegesfront“ (FPV) im Senat, kündigte an, die Initiative nicht zu unterstützen. Vorausgegangen war ein Treffen der peronistischen Gouverneure Gildo Insfrán (Formosa), Rosana Bertone (Feuerland), Sergio Uñac (San Juan), Gustavo Bordet (Entre Ríos), Sergio Casas (La Rioja) und Carlos Verna (La Pampa), die Bedenken bezüglich der Störanfälligkeit des elektronischen Zählsystems geäußert hatten.

			Beschlagnahme beantragt

			Die Justiz geht weiter gegen die Familie Kirchner vor. So forderten die Staatsanwälte Gerardo Pollicita und Ignacio Mahiques die präventive Beschlagnahme von Vermögen zu Lasten von Florencia und Máximo Kirchner. Konkret geht es um diejenigen Vermögenswerte, die ihnen ihre Mutter, die Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, im Rahmen der „Causa Hotesur“ überschrieben hat. Gegen die einstige Staatschefin wird im Zusammenhang mit ihren Hotelunternehmungen wegen möglicher Geldwäsche und Korruption ermittelt. Bei der beantragten Beschlagnahme geht es um 16 Immobilien sowie Firmenanteile im Wert von 13,7 Millionen Pesos.

			Elektronische Patientenakte

			In Buenos Aires soll es bald eine elektronische Patientenakte geben. Dafür votierten die Abgeordneten des Stadtparlaments einstimmig. Vorgesehen ist die Einrichtung einer Datenbank, die Informationen über Anamnese, Behandlungsdaten, Medikamente, Impfungen, Allergien und weitere Gesundheitsdaten enthält und bei Bedarf in jeder öffentlichen oder privaten medizinischen Einrichtung verwendet werden kann. Behandlungen sollen auf diese Weise effektiver werden. Das neue Gesetz stellt klar, dass die Informationen Eigentum des Patienten sind und von diesem jederzeit eingesehen werden können. (AT/mc)
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			Fidel Castro

			Nach mehrjähriger Krankheit starb am vergangenen Sonnabend Fidel Castro Ruz in Kuba. Er hatte Anfang Januar 1959 die Macht in Kuba mit einer Handvoll Begleiter errungen, darunter auch der Argentinier Ernesto Guevara Lynch, in Kuba und weltweit als „Che“ bekannt, welche Anrede in Argentinien üblich ist, nicht aber in anderen spanischsprechenden Ländern.

			Castro und seine Bande landeten von Mexiko aus auf einem Schiff genannt „Granma“ in Kuba und vertrieben den damaligen Präsidenten Fulgencio Batista, der als besonders korrupt galt. Anders als erwartet, erwies sich Castro nicht als Befreier, sondern als Despot, der sich zudem als waschechter Kommunist vorstellte. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion verblieben auf der Welt nur Kuba und Nordkorea als kommunistische Staaten. Während der sogenannten Kuba-Krise von 1962, als die damalige Sowetunion Atomraketen in Kuba baute, befürwortete Castro einen Atomangriff auf die Vereinigten Staaten. Die Sowjetunion hatte damals eine Flotte von über zwanzig Kriegsschiffen nach Kuba entsandt, um Mittelstreckenraketen auf der Insel zu stationieren, die nicht nur die benachbarte USA bedrohten, sondern auch Kanada im Norden und große Teile Südamerikas. Der damalige US-Präsident John F. Kennedy verhinderte eine Bombardierung der Insel, den das US-Militär befürwortete, und verhandelte mit dem sowjetischen Generalsekretär Nikita Chruschtschow über einen Ausweg, der schließlich die Gefahr verhinderte, derweilen eine Blockade die US-Marine ermächtigt hatte, alle Schiffe mit Richtung auf Kuba zu untersuchen. In der Folge zogen sich die sowjetischen Kriegsschiffe zurück und der Konflikt konnte beigelegt werden. Fidel Castro hatte vergebens versucht, die Entscheidung der sowjetischen Regierung zu ändern und es in der Folge auf einen Atomkrieg der Großmächte ankommen zu lassen.

			Als kubanischer Diktator bildete Fidel Castro ein paar hundert argentinische Terroristen in Kuba aus, mit denen der Terrorkrieg in Argentinien begann. Fidel Castro hatte offenbar zum Ziel, ganz Lateinamerika dem Kommunismus preiszugeben, was zwar misslang, aber immerhin linksgerichtete Regierungen in Venezuela, Ecuador und Bolivien etablierte. Jedenfalls hat Fidel Castro hat sein Ziel, ganz Lateinamerika in seinem Sinn zu gestalten nicht erreicht.

			Fidel Castro hat Argentinien vier Mal besucht. Zuerst im April 1959, als er noch als politischer Held bewundert wurde, ehe er sich als wachechter Kommunist vorstellte.

			Kuba wurde als Mitglied der Organisation Amerikanischer Staaten (spanisches Kürzel OEA) mit Sitz in Washington D.C. ausgeschlossen. Die US-Regierung verbot den Handel mit Kuba. Die kubanische Zuckerproduktion, vormals mit Präferenzimporten in die USA, brach zusammen, so dass Kuba auf die Hilfe Moskaus angewiesen war. Mit dem Zerfall der Sowjetunion sprang er linkslastige Präsident Oberst Hugo Chávez von Venezuela als Hilfe ein, die freilich nicht ausreichte, um die wirtschaftliche Misere in Kuba zu verhindern.

			Fidel Castro pflegte stundenlange Reden zu halten, mit denen er eine gewisse Volkstümlichkeit erlangte, beispielsweise im Jahr 2003 in Buenos Aires vor der Rechtsfakultät. Seit er krank wurde, schrieb er nur seltene Artikel in der kubanischen Zeitung „Granma“, empfing Freunde, darunter den argentinischen Fußballer Diego Maradona, der mit seiner Mannschaft 1986 Weltmeister wurde, verschwand von der politischen Bühne, bis er verstarb. Als kommunistischer Tyrann verdient Castro sicherlich nicht die Ehrungen, die ihm gewidmet wurden. Sein weltweiter Status einer linken Ikone ist doch sehr fragwürdig.
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			Grünes Licht oder blaues Wunder?

			Von Michaela Ehammer

			Zwei verbleibende Kandidaten, die unterschiedlicher nicht sein könnten, ein Klebstoff, der nicht klebt, über 13 Millionen Euro und gefühlte 1000 Interviews in den vergangenen elf Monaten - das sind die Zutaten einer schweren Geburt: Österreichs längster Wahlkampf aller Zeiten. International beachtet wie noch nie. Bereits zum dritten Mal in diesem Jahr stellen sich der Grünen-nahe Alexander van der Bellen und der stellvertretende Bundesparteiobmann der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ), Norbert Hofer, zur Wahl des Bundespräsidenten. Wenn dieses Mal alles mit „rechten“ Dingen zugeht, beschert der 5. Dezember den Österreichern neben dem traditionellen Krampus endlich auch ein neues Staatsoberhaupt. Spannend bleibt es bis zum Schluss nicht nur für die Alpenrepublik, sondern vor allem auch für Europa, das seinen Blick seit Monaten besorgt Richtung Österreich hebt.

			Dabei ist Van der Bellen bei der Stichwahl am 22. Mai mit 50,3 Prozent gegenüber Hofer mit 49,7 Prozent als Sieger hervor gegangen und hätte am 8. Juli vereidigt werden sollen. Hofers Partei hat die Wahl aufgrund zahlreicher formaler Fehler angefochten und ist damit durchgekommen. Eine weitere Anfechtung bei einem weiteren Sieg des 72-jährigen Wirtschaftsprofessors Van der Bellens schließt er jedoch aus.

			„So wahr mir Gott helfe“ - auf diesen Slogan setzt Hofer, der, mit seinem süffisanten Lächeln und seiner angriffslustigen Art, die auch gerne unter die Gürtellinie geht und an US-amerikanische Wahlkämpfe erinnert, den Allmächtigen zu seinem Wahlhelfer gemacht hat. Hofer ist ein engstirniger, unberechenbarer und raffinierter Mann mit vielen Gesichtern, der seine Ansichten gerne mal über den Haufen wirft und nach Belieben abändert. Und ein Kandidat, der Trump, ausgenommen von der Frisur, nicht ähnlicher sein könnte. Nicht ohne Grund wurde Norbert Hofer zusammen mit seinem Parteichef Heinz-Christian Strache vom „Time Magazine“ zu den „gefährlichsten Politiker Europas“ gekürt. Österreich stehe exemplarisch für den Rechtsruck in Europa, heißt es weiter im Artikel.

			Da mag sein Wahlspruch „Norbert Hofer wird Österreich in eine gute Zukunft führen“ wohl eher eine glatte Lüge sein. Mit ihm dürfte das Land in die Vergangenheit marschieren. Mit Hofer würde nicht nur ein blauer Kaiser in die Hofburg einziehen, er wäre auch der erste Rechtspopulist an der Spitze eines Staates in Westeuropa. Ein FPÖ-Politiker im höchsten Staatsamt würde die Rechtspopulisten endgültig hoffähig machen und ein Ansporn für Marine Le Pen & Co für bevorstehende Wahlen sein. Sein Sieg würde eine weitere Niederlage für Europa und für die EU darstellen, ein Europa, das geschwächt ist von Krisen, fehlendem Zusammengehörigkeitsgefühl, Flüchtlingsströmen, Selbstzweifeln und Populismus.

			„Wir müssen einen Weg finden, der unserem Land nicht schadet“, findet ausgerechnet Hofer passende Worte in einem der vergangenen TV-Duelle der letzten Wochen. So richtet der EU-Kritiker seinen Blick ziel- und siegessicher über die Grenzen Europas hinaus und sucht die Annäherung an die USA, Russland und China. Abgesehen davon, dass diese Schwergewichte nicht gerade kompatibel sind, überschätzt Hofer da das Eigengewicht Österreichs. Es ist wohl eher umgekehrt. Mit Hofer als Bundespräsident könnte Österreich als Standort an Attraktivität einbüßen. Fremdenfeindlichkeit, Welthandel und Tourismus passen nun mal nicht zusammen. Einen „Öxit“, Österreichs Austritt aus der EU, will er nicht ausschließen. Damit würde er die Beziehungen zum wichtigsten Handelspartner Deutschland aufs Spiel setzen.

			Auch mit Hofers Demokratieverständnis ist es nicht weit her. Laut seinen eigenen Worten würde er die Bundesregierung entlassen, wenn diese sich nicht spure und seinen Worten füge.

			Van der Bellen, einst als Rebell bekannt, doch in den Anfängen der Wahlkämpfe zurückhaltend, müde und ängstlich wirkend, zeigt sich in den letzten Wochen überraschend ruhig, diplomatisch und sicher. „Mutig in die neuen Zeiten“, so sein Wahlmotto. Österreich liege ihm am Herzen, Österreich sei seine Heimat - so setzt er in seinen Wahlvideos auf Ursprung, Zusammenhalt und Authentizität und zeigt sich für ein gemeinsam starkes Europa, bestärkt Angela Merkels Flüchtlingspolitik und setzt auf ein liberaleres Österreich. Als Präsident der Mitte versucht Van der Bellen mit prominenter Unterstützung wie Alt-Bundespräsident Heinz Fischer sowie Poplegende Rainhard Fendrich, der ihm seine Hymne „I am from Austria“ für den Wahlkampf zur Verfügung stellte, Österreich Mut zu machen, Zuversicht auszustrahlen und das gespaltene Land zu einen.

			Auch Hofer hat prominente Unterstützung. So meldete sich der Salzburger Weihbischof Andreas Laun mit den Worten „Wie das Angebot jetzt ist, kann man nur Hofer wählen und beten für ihn und für Österreich.“ In einem Punkt hat er Recht, manchmal hilft nur noch beten.
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			Randglossen

			Es muss nicht immer Fußball sein. Dieser volkstümlichste Sport in Argentinien wurde dieses Mal durch Tennis verdrängt, als die argentinische Mannschaft in Kroatien das Finale des Davis-Cup spielte. Argentinische Tennismannschaften hatten in den letzten Jahrzehnten vier Mal das Finale erreicht, aber nie gesiegt. Mit dem argentinischen Tennisstar Juan Manuel del Potro besiegte die Mannschaft die Kroaten in heiß umkämpften Spielen. Ratingagenturen bestätigten das Interesse des Publikums, das sonst in allen Sportarten dem Fußball gilt. Vor vierzig Jahren hatte der damalige argentinische Tennisstar Guillermo Vilas als vorübergehender Nummer eins im Welttennis das Interesse argentinischer Sportler geweckt, das mit Del Potro eine neue Blüte erlebt.

			Das war ein überflüssiger Kommentar. Der deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) hat bekannt, dass er den italienischen Ministerpräsidenten Matteo Renzi unterstützen würde, obwohl der Sozialdemokrat nicht zu Schäubles „politischer Familie“ gehöre. Originell ist das nicht, denn wenn er die Wahl zwischen der Rechtspopulistin Frauke Petry und Angela Merkel hätte, würde sich Renzi für die deutsche Kanzlerin entscheiden. Schäubles Plädoyer für den Ministerpräsidenten könnte auch ein Schuss nach hinten sein. Der Deutsche gilt als Sparkommissar und ist in Italien nicht eben beliebt. Renzi hat sein politisches Schicksal mit dem umkämpften Verfassungsreferendum verbunden, über das die Italiener am Sonntag abstimmen. Es wäre bittere Ironie, wenn ausgerechnet Schäuble das Zünglein an der Waage sein würde.

			Natürlich ist das eine Schweinerei oder auch ein Rinderwahnsinn: In den neuen britischen Fünf-Pfund-Noten aus Kunststoff sollen sich tierische Fette befinden. Das brachte schon 85.000 Vegetarier, Veganer, Tierschützer und Angehörige von Religionsgemeinschaften auf die Palme. „Warum die Aufregung? Sie müssen die Scheine ja nicht essen“, würde jeder Ignorant entgegnen, aber es gibt Menschen, die sich vor totem Tier in jeder Form ekeln und auch keine Lederschuhe tragen. Beim Geld allerdings hört der Spaß auf. Ein gebrauchter Papiergeldschein enthält sicher mehr tierische Fette als die Kunststoffnote. Er dürfte durch unzählige Fish&Chips-Buden, Metzgereien und Restaurants gegangen sein. Wer sich ekelt, sollte wie die meisten Menschen die Hände waschen.
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			Arbeitslosigkeit bei 8,5%?

			Das Statistische Amt (INDEC) hat für das 2. Quartal 2016 eine Arbeitslosigkeit von 8,5% der aktiven Bevölkerung von 31 städtischen Ballungsgebieten ermittelt, weniger als die 9,3% des vorangehenden Quartals. Das war eine Überraschung. Das INDEC macht keinen Vergleich mit dem 3. Quartal 2015, als 5,9% ausgewiesen wurden, weil angeblich die Methodologie geändert wurde. Die Hochrechnung des Ergebnisses in den Ballungsgebieten wurde dieses Mal nicht vollzogen. Das ist richtig, da die Arbeitslosigkeit in ländlichen Gebieten und Dörfern anders ist als in den grossen Städten und ihrer Umgebung. Für das 3. Quartal 2016 kann man sogar annehmen, dass die Arbeitslosigkeit dort geringer ist, weil mehr Getreide und Ölsaat gesät wurde, was mehr Personen beschäftigt, direkt und bei Lieferanten u.a.

			Die Unterbeschäftigung, die diejenigen betrifft, die unter 35 Stunden pro Woche arbeiten, und mehr arbeiten wollen, wurde für das 3. Quartal mit 10,2% angegeben, gegen 11,2% im vorangehenden Quartal und 8,6% im gleichen Vorjahresquartal. 

			Gemäss den neuen offiziellen Zahlen ist die Zahl der Beschäftigten in den 31 Ballungsgebieten vom 2. auf das 3. Quartal von 11,34 auf 11,47 Mio. gestiegen, und die Zahl der Arbeitslosen von 1,16 Mio. auf 1,07 Mio. gefallen. Wenn man diese Zahlen auf die Gesamtbevölkerung hochrechnet, dann ergibt sich eine Zunahme der Beschäftigten in drei Monaten um ca. 200.000 Menschen, und eine Abnahme der Arbeitslosen um 140.000 und der Unterbeschäftigten um 180.000 Menschen. Die voll Beschäftigten wären im ganzen Land 14,5 Mio., die Unterbeschäftigten 1,8 Mio. und die Arbeitslosen 1,5 Mio. Das würde auf eine konjunkturelle Erholung hindeuten, die jedoch in den Zahlen über Produktion und Umsatz nicht zum Ausdruck kommt. Ein Paradoxon, für das wir zunächst keine Antwort haben.

			Regional aufgeteilt ergeben sich Differenzen. In den 24 Bezirken der Umgebung von Buenos Aires liegt der Koeffizient der Arbeitslosigkeit bei 10,6%, in Gross Córdoba bei 9,8%, in Rosario bei 9,3% und in der Bundeshauptstadt bei 7,9%. In allen Fällen ist es mehr als der landesweite Durchschnitt.

			Fünf Punkte der Arbeitslosigkeit können als “friktionell” betrachtet werden, also normal. Es handelt sich um diejenigen, die ihren ersten Arbeitsplatz suchen, ihre Arbeit freiwillig wechseln oder sich nicht mit dem ersten Arbeitsplatz zufrieden geben, der ihnen angeboten wird, oder bei einer gebotenen Arbeit umziehen müssen und die Entscheidung nicht sofort treffen. Die Arbeitslosigkeit, die nicht sein sollte und kritisch ist, macht somit 3,5 Prozentpunkte aus.

			Bei der tiefen Rezession, die die argentinische Wirtschaft durchmacht, hätte man eine höhere und auf alle Fälle zunehmende Arbeitslosigkeit erwartet. Es hat zwar keine Massenentlassungen gegeben, wie es die Gewerkschaften befürchtet haben, aber Arbeitnehmer, die in Pension gegangen, gestorben oder freiwillig zurückgetreten sind, wurden nur zum Teil ersetzt. Das allein macht über 100.000 Personen pro Jahr aus.

			Die Regierung, und auch die meisten privaten Wirtschaftler, meinen, dass eine höhere Beschäftigung im privaten Bereich nur durch Investitionen herbeigeführt wird. Wir sind hier anderer Meinung, umso mehr, weil gegenwärtig Investitionen weitgehend in der Einführung arbeitssparender Maschinen und Verfahren bestehen, also oft Arbeitsplätze zerstören. Bei der hohen unausgenutzen Kapazität, die gegenwärtig besteht, könnten bei einem Konjunkturaufschwung sofort viel mehr Menschen beschäftigt werden. Allgemein bestehen stets mögliche Arbeitsplätze, die nicht besetzt werden, weil es die Arbeitsgesetzgebung verhindert. Viele dieser Arbeitsplätze sind unstabil, so dass eine mögliche Entlassung zu teuer zu stehen käme. Und andere können nur zu niedrigeren Löhnen oder ohne Soziallasten besetzt werden. Die Arbeitsgesetzgebung muss flexibler gestaltet werden. Doch das ist für die Gewerkschaften, und ganz besonders ihren Chefideologen, Héctor Recalde, schlimme Ketzerei. Und somit bleiben viele Menschen arbeitslos, oder sie müssen schwarz arbeiten, die eigentlich normal beschäftigt werden könnten. Eine nicht gut bezahlte und unstabile Arbeit ist auf alle Fälle besser als gar keine, und in den meisten Fällen ist es die erste Stufe für eine gut bezahlte und stabile Arbeit. Das ist eine Binsenwahrheit, die jedoch nur wir sagen. Warum?
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 16,11, gegen $ 15,75 eine Woche zuvor, und lag dabei um 20,13% über Ende 2015. Die Abwertung lag in diesem Jahr unter der internen Inflation, die bis Ende November um die 40% ausmacht. Im Jahr 2015 lag der Schwarzkurs gelegentlich auch bei $ 16. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 37,37 Mrd., gegen u$s 37,56 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag per Ende Dezember 2016 bei $ 16,18, zum 31.3.17 bei $ 17,06, zum 30.6.17 bei $ 17,83 und zum 29.9.17 bei $ 18,5. Der Kurs per Ende Septemer 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 18,73%, In der Vorwoche waren es noch 20,80% und vor einigen Monaten viel mehr. Die Abwertungserwartung, die in diesem Zinssatz zum Ausdruck kommt, ist spürbar gesunken. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 0,44%, und liegt dabei um 49,40% über Ende Dezember 2015. Am Montag waren argentinische Aktien, die in New York kotieren, um 6,22% gefallen. Das hat sich jedoch kaum auf die Börse in Buenos Aires ausgwirkt.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch einen leichten Rückgang: Argentina 2019 schloss mit -0,10%, Argentina 2021 mit -0,38%, Argentina 2026 mit -0,83%, Argentina 2046 mit -2,04% und Bonar 2024 mit -0,31. 

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 310 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 297,50) und zu 24 Karat zu $ 442,86 ($ 425).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 25.11,16 um 27,87%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 19% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 25.11.16 um 21,26% auf $ 1,49 Mrd., und die gesamten Pesokredite um 15,09% auf $ 937,57 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 146,90% auf u$s 25,21 Mrd., und die Dollarkredite um 202,45% auf 15,09 Mrd.

			***

			Präsident Mauricio Macri erklärte in seiner Rede anlässlich des Jahrestages der argentinischen Handelskammer, dass die bestehenden Arbeitsabkommen überprüft werden müssen. Die Gewerkschafter müssten verstehen, dass die Abkommen des 20. Jahrhunderts keine geeigenten Werkzeuge seien, um im 21. Jahrhundert zu wachsen. Macri hatte dies schon anlässlich der Tagung des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ geäussert. Gewerkschafter reagierten erneut, mit der Kritik, dass dies eine „Flexibilisierung“ der Arbeitsgesetzgebung bedeute. In der Tat geht es genau um dies: die Arbeitsgesetzgebung (und nicht nur die Gesamtarbeitsverträge) muss sich den unterschiedlichen Umständen anpassen, um Vollbeschäftigung und eine höhere Effizienz zu erreichen. In der Praxis ist es Macri jedoch in einem Jahr Amtszeit nicht gelungen, auch nur einen kleinen Schritt in der Richtung zu machen, die er jetzt ankündigt.

			***

			Bei der parlamentarischen Diskussion über die Gewinnsteuer hat die Regierung zugestanden, eine Steuer auf die Spielmaschinen („máquinas tragamonedas“) einzuführen, von denen ca. 80.000 im ganzen Land bestehen. Das soll $ 6 Mrd. pro Jahr einbringen. Ausserdem soll die Höchstgrenze des Umsatzes, die bei Einheitssteuerzahlern vorgesehen ist, verdoppelt werden. Dann wurde auch verfügt, dass 40% der Mieten, bis zu $ 48.000 pro Jahr, vom versteuerten Einkommen abgezogen werden können. Dann sollen auch bestimmte Ausgaben, wie der Transport zum Arbeitsplatz („viáticos“) vom Einkommen abgezogen werden können. Und schliesslich soll der Abzug für die Ehefrau beibehalten werden. Die Diskussion geht jedoch weiter.

			***

			Der Senat hat am Mittwoch das Projekt über den Staatshaushalt für 2017 mit 59 Stimmen gegen 8 verabschiedet. Das Gesetz geht von einer Inflation von 17% (2017 gegen 2016), einen BIP-Wachstum von 3,5%, einem primären Defizit (ohne Zinsen) von 4,2% des BIP, und Gesamtausgaben von $ 2,36 Bio. aus. Gleichzeitig wurde auch mit 60 Stimmen gegen 5 die Begrenzung der Möglichkeit der Änderung der Budgetpartien per Dekret auf 7,5% des Gesamtbetrages für 2017 und 5% für 2018 angenommen. Unter den Kirchners gab es keine Höchstgrenze, wobei das Budget im Laufe des Jahres stark geändert wurde, ohne dass das Parlament dabei mitwirkte.

			***

			Am 1. Dezember 2016 ist das Kreditprogramm „Ahora 18“ in Kraft getreten, das Kredite auf 18 Monate für eine Reihe von dauerhaften Konsumgüntern einführt. Dabei verbliebt auch das Programm „Ahora 12“ der Kirchner-Regierung.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (INDEC), genannt EMI („Estimador Mensual Industrial“), der auf kurzfristig verfügbaren Daten beruht und somit unvollständig ist, weist für Oktober einen interanuellen Rückgang von 8% aus, so dass die ersten 10 Monate 2016 um 4,9% unter dem Vorjahr liegen. Für das Wirtschaftsinstitut FIEL betrug der Rückgang im Oktober 7,1% und in 10 Monaten 5,2%. Bei der INDEC-Statistik lag im Oktober der höchste Rückgang bei der Zigarettenindustrie, mit -26,9%, gefolgt von der Textilindustrie mit -26,7%, der Kfz-Industrie mit -19,1%, der Grundmetallindustrie (Stahl und Aluminium) mit -16,2% und Kautschuk und Kunststoffe mit -13,4%. 

			***

			Der Index der Bautätigkeit des INDEC weist für Oktober einen interanuellen Rückgang von 19,2% aus, womit die ersten 10 Monate 2016 um 13,5% unter dem Vorjahr liegen. 

			***

			Die Regierung hat das Dekret, welches die Weisswaschung reglementiert, dahingehend geändert, dass auch Verwandte von Staatsbeamten schwarzes Vermögen legalisieren können, sofern sie beweisen, dass es sich um Güter handelt, die sie schon besassen, als ihr Verwandter in den öffentlichen Dienst eintrat. 

			***

			Die Kirchner-Hotels in Calafate, Provinz Santa Cruz, sind entweder geschlossen oder kaum besetzt, und in allen Fällen heruntergekommen. Los Sauces bietet dieses Jahr kein Hoteldienste an, Las Dunas verzeichnet sehr wenig Übernachtungen, und Alto Calafate, das exklusivste der Kirchner-Hotels, ist beschädigt, und das Fehlen von Instandhaltung macht sich zunehmend bemerkbar, wobei bestenfalls 30% der Zimmer besetzt sind, was die Kosten nicht deckt. Dieses Hotel wurde von Juan Carlos Relats (und nach dessen Tod von seiner Tochter Silvina) verwaltet, der eine Pauschalmiete von u$s 50.000 pro Monat zahlte.Als Gegenleistung erhielt er Aufträge für öffentliche Bauten für insgesamt u$s 1,6 Mrd. Ebenfalls wurden Zimmer dieser Hotels an das Bauunternehmen Austral Construcciones, von Lázaro Báez, vermietet, das Millionenbeträge zahlte aber sie nicht verwendete und auch nicht verwenden konnte, weil sich die Hotels zu weit entfernt von den Bauten befinden, und Arbeiter nicht in 5-Sterne Hotels untergebracht werden. Diese Hotels waren eine phänomenale Fehlinvestition von Néstor Kirchner, und stehen jetzt vor der endgültigen Schliessung und dem Verfall. Calafate ist kein echter Tourismusort, weil es nur den Gletscher als Attraktion bietet. Sonst gibt es nichst zu sehen und zu tun. Ausserdem sind im Winter die Tage sehr kurz, und die Entfernung zu Buenos Aires ist etwa doppelt so gross wie nach Bariloche, das ohnehin viel mehr beitet.

			***

			Der Unternehmer Lázaro Báez, der sich in Haft befindet, schuldet bei seinem Unternehmen „Austral Construcciones“ $ 33 Mio. an Beitragen wegen Sozialabgaben der Belegschaft. Er gab bei seiner Verteidigung an, dass die Regierung ihm Geld schuldig geblieben sei. Indessen steht dies im Widerspruch zum Vermögen, das jetzt an Hand seiner Immobilien auf u$s 2,2 Mrd. geschätzt wurde, und auch mit der Tatsache, dass ihm bei den ihm zugeteilten öffentlichen Bauten Überpreise von ca. 65% nachgewiesen wurden. Abgesehen davon, zahlte das Strassenbauamt „Vialidad Nacional“ die Bauzertifikate von Báez pünktlich und sogar im Voraus, während es sonst einen grossen Verzug gab.

			***

			Die ZB arbeitet an einem neuen Zahlungsystem, benannt Debin („débito inmediato“), dass in einer Überweisung über Internet besteht, bei der der Empfänger und nicht der Inhaber des Bankkontos, das belastet wird, die Zahlungsanweisung erteilt. Gegenwärtig erfolgen viele Zahlungen über eine automatische Belastung des Kontos bei einer Kreditkarte, wobei das Saldo dann automatisch dem Bankkonto des Inhabers belastet wird. Dabei enstehen jedoch Provisionen, die mit dem neuen System abgeschafft werden. Ebenfalls erfolgen schon direkte Belastungen der Bankkonten über das sogenannte COELSA-Netz. Hier wird jedoch eine Frist von 48 Stunden zwischen der Belastung des Kontos und dem Empfang des Geldes durch den Gläubiger eingeschaltet, die beim neuen Debin-System entfällt. 

			***

			Der K-Unternehmer Lázaro Báez hat in der Provinz Santa Cruz insgesamt 14 landwirtschaftliche Betriebe (“estancias”) gekauft, die zusammen 600.000 ha umfassen. Flächenmässig ist er der grösste Grossgrundbesitzer Argentiniens. Hinzu kommen noch über 40.000 Schafe und 700 Rinder. Der Grundbesitz schliesst auch Gebiete ein, die durch den Staudamm der Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz überschwemmt werden, und dabei entschädigt werden müssen. Der Wert der Landbesitze in Santa Cruz lässt sich schwer bestimmen, weil die Schafzucht sich wegen des niedrigen Wollpreises in einer Dauerkrise befindet, so dass tausende von landwirtschaftlichen Betrieben in der Provinz vor Jahren schon aufgegeben wurden. Das Gericht, das das Báez-Vermögen, seine Bereicherung (und wohl auch die damit zusammenhängende Steuerhinterziehung) und Geldwäsche untersucht, hat den Gesamtwert des Báez-Vermögens bisher auf $ 2,25 Mrd. geschätzt, wobei jedoch noch Landbesitze fehlen, die danach entdeckt wurden. Báez selber hat keine vollständige Vermögenserklärung vorgelegt. Vor den Kirchner-Regierung war Báez Angestellter der Bank von Santa Cruz, und wies überhaupt kein Vermögen aus.

			***

			Der EMAE-Index des INDEC („Estimador mensual de la actividad económica”), der eine grobe Schätzung des BIP an Hand kurzfristig verfügbarer Daten darstellt, weist für September einen interanuellen Rückgang von 3,7% aus, und liegt auch 0,8% unter August 2016. In 9 Monaten 2016 liegt dieser Index um 2,4% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Handelsbilanz weist im Oktober ein Defizit von u$s 114 Mio. aus, wobei in 10 Monaten 2016 ein Überschuss von u$s 1,95 Mrd. besteht. Die Exporte sind im Oktober um 8,3% gesunken (6,6 Punkte wegen geringerer Mengen und 1,7 Punkte wegen niedrigerer Preise) und die Importe um 2,1% (wobei die Menge um 2,8% stieg und der Durchschnittspreis um 4,8% abnahm). Bei Brennstoffen und Energie nahmen die Exporte um 11,1% ab, während die Importe um 20,2% stiegen, obwohl die Importpreise um 2,1% zurückgingen, wobei die importierte Menge um 23% zunahm. Der Importrückgang war mit 17,2% besonders betont bei Rohstoffen und Industrieprodukten für die Weiterverarbeitung. Bei Konsumgütern setzte hingegen eine Zunahme von 7,8% ein. In 10 Monaten 2016 lagen die Exporte mit u$s 48,31 Mrd. um 2,1% unter dem Vorjahr, und die Importe waren mit u$s 46,36 Mrd. um 8,2% geringer. Der Aussenhandel weist in 10 Monaten ein Defizit von u$s 2,49 Mrd. mit den Mercosur-Partnern aus. Ebenfalls bestehen Defizite mit den NAFTA-Staaten, USA, Kanada und Mexico, (u$s 2,26 Mrd.), China (u$s 4,51 Mrd.). und der EU (u$s 1,03 Mrd.). Das wurde mehr als ausgeglichen durch Überschüsse mit Chile u.a lateinamerikanischen Staaten, sowie asiatischen (ASEAN) und afrikantischen Staaten.

			***

			Die Bankangestellten erhielten in einer zweiten Verhandlungsrunde, obwohl das abgeschlossene Abkommen für ein Jahr ab März 2016 gilt, zwei Zusatzbonds zum Jahresende und eine Gehaltszulage. Vor Ende 2016 erhalten Angestellte mit einem Gehalt von bis zu $ 25.000 monatlich einen Bonus von $ 8.000. Bei Gehältern bis zu $ 35.000 steigt der Betrag auf $ 10.000, und bei den höheren Gehältern auf $ 12.000. Hinzu kommt dann noch ein Bonus von $ 7.000, bzw. $ 7.315 und $ 7.630, der am 5. Januar bezahlt wird. Dann kommt für das erste Quartal 2017 eine Erhöhung von 10% hinzu, plus ein Bonus von $ 2.000. In der zweiten Märzhälfte soll dann die Verhandlung über das neue Arbeitsabkommen beginnen, bei dem jetzt schon eine Gehaltserhöhung von 24% als Basis feststeht. Dieses Abkommen wurde von zwei Bankenverbänden unterzeichnet, Abappra (Staats- und Provinzbanken) und Adeba (Banken von lokalen Besitzern), aber nicht von ABA (Filialen ausländischer Banken). Die Banken weisen gegenwärtig hohe Gewinne aus, wobei jedoch ein Teil reiner inflationärer Buchgewinn ist. Abgesehen davon haben die Banken die arbeitssparende Informatik zunehmend eingeführt, so dass sie mit weniger Personal auskommen, was die Zulagen zum Teil ausgleicht. Doch dieser Fall hat eine verhängnisvolle Wirkung auf andere Branchen, von denen viele Schwierigkeiten haben, die bestehenden Löhne und Gehälter zu zahlen.

			***

			Die ZB hat die Öffnung von Sparkonten durch Personen unter 18 Jahren zugelassen. Die Minderjährigen können jetzt eine Zahlkarte haben, Geldscheine bei einem automatischen Schalter abheben und Zahlungen über Internet vollziehen. Das Konto muss auch auf den Namen der Eltern oder sonst jemand mit über 18 Jahren lauten, der auch bestimmten kann, bis zu welchem Betrag täglich das Konto belastet werden kann. 

			***

			Die Erdölproduktion lag im September 2016 mit 2,44 Mio. cbm um 3,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die ersten 9 Monate 2016 liegen somit um 3,5% unter dem Vorjahr. Die Gasförderung lag hingegen im September um 5,3% über dem Vorjahr, und in in 9 Monaten 2016 um 4,8%. Die Erdölraffinerien verarbeiteten im September 0,4% mehr Erdöl als im Vorjahr, weisen jedoch für 9 Monate einen Rückgang von 4,8% aus. Doch der Verkauf von Superbenzin lag im September um 2% unter dem Vorjahr, und der von Dieselöl war um 8% geringer. Dennoch lag der Verkauf von Benzin und Dieselöl in 9 Monaten um 1% über dem Vorjahr.

			***

			Die Zahl der Staatsangestellten wurde für Juni vom Arbeitsministerium auf insgesamt 3,46 Mio. angegeben, 1% über Anfang Dezember 2015. Davon entfallen 739.097 auf den Bundesstaat, 2.277.662 auf die Provinzen, und 441.689 auf die Gemeinden. Nur im Januar wurden Beamte abgebaut: in 10.622 Fällen wurden Verträge nicht erneuert, oder Ernennungen, die noch nicht fest standen, rückgängig gemacht. Modernisierungsminister Andrés Ibarra erklärte, bei den 220.000 Angestellten, die auf 23 Ministerien und staatliche Ämter wie die AFIP, das PAMI, das Incaa u.a. entfallen, sei die Beamtenzahl um 5% verringert worden. Doch bei den 518.097 Beamten, die auf Universitäten, Justiz, Parlament, Streitkräfte und Staatsunternehmen entfallen, gab es Zunahmen. Die Zahl der Staatsangestellten lag insgesamt 2003, als Néstor Kirchner antrat, bei 2,2 Mio. Unter den drei Kirchner-Regierungen wurden um die 1,5 Mio. neue Staatsangestellte eingestellt, von denen fast alle überflüssig waren. Wenn man diejenigen, die in Pension gingen, zurücketreten oder gestorben sind, abzieht, verbleibt ein Nettoüberschuss, den der Wirtschaftler Nicolás Dujovne auf 900.000 beziffert hat, der pro Jahr umgerechnet u$s 25 Mrd. kostet. 

			***

			Die ZB hat durch Mitteilung A 6105 bestimmt, dass die Banken die Dollarguthaben, sie sie bei Dollardepositen erhalten, auch in Schatzscheinen in Dollar anlegen können. Die Höchstgrenze wurde dabei auf die Hälfte des Betrages der Dollarkredite an den Privatsektor festgesetzt, Gegenwärtig betragen die Dollardepositen u$s 27,35 Mrd., von denen nur u$s 9,11 Mrd. ausgeliehen werden. Somit könnte die ZB jetzt Schätzscheine für u$s 4,55 Mrd. bei den Banken unterbringen.

			***

			Die nationale WertpapierKommission (CNV, Comisión Nacional de Valores) hat schon 160 geschlossene Anlagefonds genehmigt, die für Weisswaschung bestimmt sind, und schätzungsweise u$s 2,5 Mrd. aufnehmen werden. Der Anleger spart dabei die Steuer von 10%, kann aber während 5 Jahren nicht über das Geld verfügen. Die meisten Fonds sind für Anlagen in Immobilien bestimmt. Aber einige wenden sich Investitionen in Energieprojekten und Landwirtschaft zu. Die ZB bearbeitet noch 18 weitere Anträge für Bildung dieser Fonds.

			***

			Die Banco Nación hat den Höchstbetrag der Wohnungen, die mit ihren Hypothekarkrediten finanziert werden, um 60% auf $ 4,48 Mio. angehoben. Bisher finanzierte die Bank 80% des Höchstwertes einer Wohnung, die bis zu $ 2,9 Mio. kostete.

			***

			Die Produktion von Biodieselöl erreichte im 3. Quartal 2016 826.574 Tonnen, 45,5% über dem Vorjahr, teilt das INDEC mit. Dabei gingen die Lieferungen für den internen Verbrauch um 4% zurück, während die Exporte um 94,8% auf 507.260 Tonnen stiegen. Das Biodieselöl wird auf der Grundlage von Sojaöl erzeugt. 

			***

			Die ZB hat den Zinssatz bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag erneut gesenkt. Bei Lebac auf 35 Tage wurde er auf 24,75% festgesetzt, ein halber Prozentpunkt unter der Vorwoche. Für längere Fristen waren die Zinbsen niedriger, bis zu 23% auf 250 Tage. Die ZB konnte Lebac für $ 86,26 Mrd. unterbringen, was bei Amortisationen bestehender Lebac in Höhe von $ 94,99 Mrd. eine Verringerung des Bestandes um $ 11,42 Mrd. ergab. Das wurde jedoch durch Käufe auf dem sekundären Markt auf $ 7,25 Mrd. verringert. Auf alle Fälle führt die Zinssenkung zu einer Geldschöpfung. Vom gesamten untergebrachten Betrag entfallen $ 61,51 Mrd. auf 35 Tage, $ 12,67 Mrd., auf 39 Tage (Verfall im Januar), $ 6,73 Mrd. auf $ 77 Tage, $ 3,43 Mrd. auf 140 Tage, $ 0,75 Mrd. auf 203 Tage und $ 1,17 Mrd. auf 250 Tage. Der Bestand, der nahe bei $ 700 Mrd. liegt und allein in diesem Jahr schon Zinsen für $ 133,7 Mrd. gekostet hat, wird immer kurzfristiger. Die Zinsen auf die Lebac werden vom ZB-Gewinn abgezogen, so dass schliesslich das Schatzamt weniger erhält. Und wenn man den Buchgewinn ausschliesst, den die Währungsreserven schaffen, dann erleidet die ZB einen Verlust, der zum Defizit der Staatsfinanzen addiert werden müsste. 

			***

			Die parlamentarische Diskussion über die Gewinnsteuer konzentriert sich auf den Verlust, den die Reform in ihren verschiedenen Fassungen für die Staatskasse bedeutet. AFIP-Direktor Alberto Abad hat berechnet, dass die Fiskalkosten des Projektes von Sergio Massa $ 100,76 Mrd. pro Jahr betragen und nicht $ 81,35 Mrd. wie es Massa darstellt. Ebenfalls wies er darauf hin, dass die neuen Steuern, die Massa als Ausgleich vorschlägt, nur $ 16,53 Mrd. bringen, $ 21.37 Mrd. weniger, als Massa angegeben hatte. Was die neuen Steuern betrifft, so weisen Fachleute darauf hin, dass die zusätzliche Besterung des Glücksspiels unter provinzielle Hoheit fällt, und dass die Zinsen schon von der Gewinnsteuer erfasst werden, mit Ausnahme der Bankzinsen. In diesem Fall liegen die Zinssätze allgemein unter der Inflation, so dass sie von der unsichtbaren „Inflationssteuer“ erfasst werden. Was die Widereinführung der Exportsteuern auf Bergwerkprodukte betrifft, so wäre dies ein sehr schlechtes Signal für Investoren, von denen besonders auf diesem Gebiet viel erwartet wird. Unter Menem wurde diese Steuer für neue Projekte abgeschafft, unter Cristina Kirchner wurde sie dann auf 10% festgesetzt, und Macri hat sie wieder abgeschafft. Dies hin und her ist gewiss nicht seriös. 

			***

			Das Arbeitsministerium hat bekanntgegeben, dass im September die Zahl der im Abhängigkeitsverhältnis legal Beschäftigten der Privatwirtschaft um 1,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 0,1% über August 2016 lag. In einem Jahr waren es 91.743 Arbeitnehmer weniger als im Vorjahr. Doch wenn man Staatsangestellte (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) hinzufügt, dann lag die internauelle Abnahme bei 0,1%, und gegenüber August fand eine Zunahme von 0,1% statt, weil der Staat mehr Menschen beschäftigt. Die Zahl der Staatsangestellten stieg im September um 46.298 Personen, was schwer verständlich ist, nachdem es schon ca. eine Million zuviele gibt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Der Präsident von Venezuela, Nicolás Maduro, hat eine tiefgreifende Umstrukturierung der staatlichen PdVSA („Petroleos de Venezuela S.A.“) verfügt, bei der angeblich die Arbeiter die Kontrolle des Unternehmens übernehmen sollen. PdeVSA befindet sich in einer kritischen finanziellen Lage, nachdem bei einem jüngsten Umtausch von Obligationen nur 50% des Betrages gedeckt wurde. Im Jahr 2000 erzeugte das Unternehmen 3,2 Mio. Barrel täglich mit 42.000 Arbeitern. Jetzt sind es 2,07 Mio. Barrel (300.000 Barrel weniger als zu Jahresanfang) mit 170.000 Arbeitern. PdVSA und der venezolanische Staat müssen 2017 u$s 14 Mrd. an Schulden amortisieren, bei ZB-Reserven von nur u$s 10,8 Mrd. Venezuela verfügt mit Saudi Arabien über die höchsten Erdölreserven der Welt, wobei die Lager nicht tief liegen und die Ausbeutungskosten somit niedrig sind. Da der grösste Teil in den USA verkauft wird, sind die Transportkosten auch niedrig. Das haben die Regierungen von Chávez und Maduro nicht zu nutzen gewusst, und das Ergebnis dieser extremen Misswirtschaft ist eine tiefe Krise.

			***

			Die venezolanische Währung wurde auf dem freien Markt am Mittwoch über 4.000 Bolivar je Dollar gehandelt, 80% mehr als eine Woche zuvor, ca. 300% in mehr als vor drei Monaten. Der IWF erwartet für dieses Jahr eine Inflation von 475%, aber private Wirtschaftler rechnen mit viel mehr.

			***

			In Brasilien ist das Bruttoinlandsprodukt im 3. Quartal 2016 um 0,8% gegenüber dem 2. Quartal und um 2,9% gegenüber dem 3. Quartal 2015 gefallen. Es ist der siebte Quartalsrückgang in Folge.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Iberia- British Airways

			Diese Airlines bieten jetzt das Programm “On Business”, das denjenigen Vorteile bietet, die mit den oben genannten Luftfahrtunternehmen und auch in American Airlines fliegen. Die Angestellten von Unternehmen, auch kleiner und mittlerer, erhalten bei Firmenflügen die persönliche Behandlung als „frequent flyer“ bei Iberia, British Airways und American Airlines. Ausserdem werden die Kunden bei diesem Programm in eine exklusiven Stelle bedient (+54 11.5984-0122) und auch in einer exklusiven Plattform (http://www.onbusiness-programme.com).

			Burger King & Starbucks

			Der Besitzer dieser Unternehmen, der mexikanische Konzern Alsea, kündigte Investitionen von über $ 2,3 Mrd. binnen vier Jahren in Argentinien an, mit denen 4.500 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden sollen. Der Leiter des Konzerns, Fabián Gosselin, erklärte, schon in den letzten Jahren habe die Firma ihren lokalen Gewinn voll im Land investiert, zum Teil, weil keine Dividenden überwiesen werden durften. Doch 2016 ist es erste Jahr, in dem ausserdem Mittel aus dem Ausland eingesetzt werden. Alsea liess sich 2006 in Argentinien nieder, mit dem Kauf von Burger King (die heute 200 Lokale betreibt) und Starbucks (heute mit 107 Lokalen) und P.F.Chang, ein chinesisches Restaurant. In Argentinien beschäftigt das Unternehmen um die 7.000 Personen, wobei der Umsatz der lokalen Unternehmen 14% des weltweiten Konzernumsatzes darstellt, der bei u$s 2 Mrd. liegt. 

			Bimbo

			Dieses mexikanische Unternehmen, das führend auf dem Gebiet der Brotfabrikation ist, hat jetzt in Córdoba ihre erste Fabrik im Landesinneren eröffnet. Es handelt sich um eine Investition von u$s 30 Mio., und der Betrieb hat eine Kapazität von 100 Tonnen Brot pro Tag. Es fehlt noch die Vollendung der zweiten Fabrikationslinie, die im März fertig sein wird. Mit der neuen Fabrik wird auch ein Verteilungszentrum eingerichtet, das den Norden des Landes und auch die Cuyo-Gegend bedienen soll. Der Präsident des internationalen Konzerns, Daniel Servitje, erklärte, die Investition sei dieses Jahr vollzogen worden, weil das Geschäftsklima jetzt günstiger geworden sei. Bimbo ist das grösste Brotunternehmen der Welt, mit 165 Fabriken, einer Belegschaft von 130.000 Personen und 2,3 Mio. Verkaufsstellen. 

			Telecom Argentina

			Die nationale Kommission für Konkurrenzschutz, die vom Handelsekretariat abhängt, hat schliesslich den Verkauf des Kontrollpaketes des argentinischen Telefonunternehmens von Telecom Italia an den mexikanischen Investmentfonds Fintech, von David Martinez, genehmigt. Somit ist das Geschäft jetzt abgeschlossen, nachdem die lokale Behörde für Telefonie, ENaCom (Ente Nacional de Comunicaciones) schon zugestimmt hat. 

			Fintech hat 68% des Kapitals von Sofora gekauft, die ihrerseits 54,74% des Kapitals von Telecom Argentina besitzt. Die verbleibenden Aktien von Sofora befinden sich im Besitz der argentinischen Werthein-Gruppe. Der Rest des Kapitals von Telecom befinden sich in Händen von Kleinaktionären, die die Aktien an der Börse gekauft haben, wobei der Rentnerfonds der ANSeS ein bedeutendes Paket hält.

			Der Kauf durch Fintech wurde Ende 2013 eingeleitet, als dieser Fonds Telecom Italia u$s 960 Mio. für das Kontrollpaket bot. Die argentinische Regierung nahm zum Übernahmeangebot nicht Stellung. Fintech zahlte daraufhin u$s 300 Mio. für 17% von Sofora, mit der Verpflichtung u$s 630 Mio. für den Rest zu zahlen, sobald die argentinische Regierung die Genehmigung erteilte. Doch die Regierung von CFK legte 2015 ihr Veto ein, mit dem Argument, dass Fintech keine Erfahrung auf dem Gebiet der Telefonie habe. Fintech legte Berufung ein, und im Februar 2016 hat ENaCom (die die AFTIC ersetzt hat) das Übernahmeverbot aufgehoben. Und jetzt hat auch das Handelssekretariat zugestimmt. Fintech besitzt auch 40% des Kapitals des Kabelfernsehunternehmens Cablevisión, das vom Clarín-Konzern kontrolliert wird, hat aber nur 14% der Stimmrechte. Der gegenwärtige Vorstandspräsident von Telecom Argentina, Mariano Ibañez, war vorher CEO von Cablevisión.

			Arsat

			Dieser staatliche Satellitenbetreiber rechnet für dieses Jahr mit einem Gewinn von $ 22 Mio., der sich mit einem Verlust von $ 314 Mio. im Vorjahr vergleicht. Das Unternehmen hat dieses Jahr keine Mittel vom Schatzamt beansprucht, während es in den Vorjahren $ 4,7 Mrd. erhalten hatte. Die Belegschaft verblieb bei 514 Personen. Unter der neuen Leitung konnten neue Kunden für den Satellit Arsat 2 und das optische Kabelnetz gewonnen werden, das Arsat auch betreibt. Ausserdem wurde bei den neuen Ausschreibungen, die unter der Macri Regierung erfolgten, inflationsbereinigt eine Kostenersparnis von durchschnittlich 20% erreicht. Obwohl ARSAT keine direkten Zuwendungen des Schatzamtes erhielt, wurden dem Unternehmen $ 1,3 Mrd. im Rahmen des föderalen Programms der optischen Faser und für die Internet-Verbindung von 2.000 ländlichen Schulen zugeteilt.
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			Ratlosigkeit, Widersprüche, Politik und eine komplexe Realität

			Präsident Mauricio Macri steht jetzt vor einer sehr schwierigen Lage. Der Aufschwung, den er zunächst für das 2. Halbjahr 2016 und dann für das 4. Quartal vorgesehen hatte, ist nicht gekommen, und die Rezession hat sich sogar vertieft. Jetzt soll es im 1. oder 2. Quartal wieder aufwärts gehen, aber es besteht dabei eine allgemene Skepsis. Gemäss der klassischen Auffassung der Wirtschaftswissenschaft schafft eine Rezession eine natürliche Wende; doch Keynes hat dieses Konzept in den 30. Jahren widerlegt, und das Konzept der “sekulären Stagnation” entwickelt, das auf der Tatsache beruht, dass die Unternehmer nicht investieren, wenn keine Nachrage für eine zusätzliche Produktion besteht, und hingegen versuchen, durch Verkleinerung zu überleben. Und das verewigt die Rezession.   

			Gewiss gibt es objektive Tatsachen, die die Wirtschaft ankurbeln düften: eine viel höhere Ernte von Getreide und Ölsaat im Jahr 2017, ein höheres Rinderangebot, mehr öffentliche Investitionen und voraussichtlich auch eine Besserung der brasilianischen Wirtschaft. Demgegenüber muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass die hohe Staatsquote die Wirtschaft erdrückt, das hohe Defizit der Staatsfinanzen untragbar ist, jetzt in den USA mit dem Regierungswechel ein höherer Zinssatz erwartet wird, und schliesslich ein Aufschwung in Brasilien in Frage gestellt wird. Die Bilanz positiver und negativer Faktoren sollte für 2017 immer noch in Plus ergeben. Aber die Unternehmer handeln vorsichtig und investieren nicht im Ausmass, das bei einer Erwartung eines BIP-Wachstums von ca. 5%  eintreten sollte. Zunächst müssen die bestehenden Kapazitäten ausgelastet werden, und dazu fehlt meistens noch ein gutes Stück.

			Die Inflation hat zwar nachgelassen, doch dies wird eher als eine vorübergehende Erscheinung angesehen. Bei einem hohen Defizit und einer Geldschöpfung, die schon jetzt nahe bei 30% jährlich liegt, und droht, weiter zu steigen (weil der Lebac-Bestand nicht weiter erhöht werden kann), und mit Gewerkschaften, die für 2017 auf Lohnerhöhungen von über 30% zusteuern (wie es das jüngste Zusatzabkommen der Bankangestellten zeigt), plus der Wirkung von Tariferhöhungen bei öffentlichen Diensten, kann man der offiziellen Erwartung einer Inflation von unter 20% gewiss nicht zustimmen. 

			Die Stimmung hat sich verschlechtert. Hierzu trägt auch der Umstand bei, dass die Regierung Schwierigkeiten im Parlament hat. Dass mehrere Gouverneure jetzt gegen die Einführung eines modernen Wahlsystems, mit Computern statt Wahlzetteln, Stellung genommen haben, ist nicht so wichtig, In diesem Fall müssen eben die Wahlen in den Provinzen, wo weiter mit Papierlisten gewählt wird, intensiv kontrolliert werden, um die Fälschung der Ergebnisse bei der Zählung zu verhindern, die die Peronisten meisterhaft vollziehen. 

			Viel wichtiger ist hingegen, dass die Regierung auf dem Gebiet der Arbeitsgesetzgebung keinen Schritt vorankommt. Das Projekt der Erleichterung der Einstellung von Jugendlichen, durch Verringerung der Soziallasten, das die Regierung im Dezember 2015 in der Deputiertenkammer eingebracht hat, konnte nicht einmal diskutiert werden. Und jetzt wurde auch die Reform des Gesetzes über Arbeitsunfälle und –krankheiten, durch die die Möglichkeiten von Prozessen stark verringert werden sollte, was auch die Arbeitskosten senkt, zunächst von der Opposition verhindert. Das Arbeitsrecht muss noch in vielen anderen Aspekten korrigiert werden, um Arbeitsplätze zu schaffen. So wie es jetzt ist, besteht die Gefahr, dass auch bei wirtschaftlicher Erholung nur wenig neue legale Arbeitsplätze geschaffen werden, weil stark automatisiert wird und die Schwarzwirtschaft wächst. Hier beherrscht der Fraktionsvorsitzende der Kirchner-Deputierten, der auch Gewerkschaftsanwalt ist, Héctor Recalde das Feld, und die Regierung hat niemand, der in der Lage ist, sich ihm zu widersetzen. Arbeitsminister Jorge Triaca will zwar in die richtige Richtung gehen, ist jedoch hier überfordert. Macri braucht dringend einen Arbeitsrechtler von Format, und auch Ökonomen, die sich auf diesem Gebiet auskennen, um sich durchzusetzen. Er muss das Ziel der Vollbeschäftigung in den Vordergrund setzen, und klar sagen, dass dies mit der bestehenden Arbeitsgesetzgebung und der Politik, die die Gewerkschaften befürworten, nicht erreicht werden kann. Er muss es verstehen, die politische Verantwortung für die hohe Arbeitslosigkeit auf die Gewerkschaften und die K-Deputierten und Senatoren zu verlegen, und deutlich für Vollbeschäftigung und Legalisierung der Schwarzarbeit eintreten. Dabei muss er sich gegenüber der Gewerkschaftsmacht behaupten, wie es Menem gelungen ist. Das ist nicht so schwierig, wie es die Gewerkschafter und peronistische Politiker wahr machen wollen. Es bedarf an erster Stelle des politischen Willens, und dieser fehlt bei Macri vollständig. Schlimm!  

			In letzter Zeit ist der Gedanke aufgekommen, dass die Schwierigkeiten auch auf das Fehlen eines Wirtschaftsministers zurückzuführen sind. In der Tat hat Macri selber diese Rolle übernommen, und ist dabei auch überfordert, weil er Ingenieur und Unternehmer, aber nicht Wirtschaftler ist. Und das merkt man. Macri vermeidet es auch, dem Finanzminister Alfonso de Prat Gay die Rolle eines “primus inter pares” zu geben, so dass seine Meinung gegenüber seinen Kollegen vorherrscht. Somit mischen bei der konkreten Gestaltung der Wirtschaftspolitik auch ZB-Präsident Federico Sturzenegger, Produktionsminister Francisco Cabrera, Landwirtschaftsminister Ricardo Buraylle, Innenminister Rogelio Frigerio, Transportminister Guillermo Dietrich, Energieminister Juan José Aranguren, Kabinettschef Marcos Peña, und noch mehr seine zwei Unterstaatsekretäre, Mario Quintana und Gustavo Lopetegui, und in gewissen Mass auch die Sozialministerin Carolina Stanley mit. Und dann mischen auch der Vorsitzende der Deputiertenkammer, Emilio Monzó, und gelegentlich auch der radikale Ernesto Sanz u.a mit. Dabei sind  Meinungsverschiedenheiten und Widersprüche unvermeidlich. 

			Das Ergebnis ist dabei, dass einmal zuviel und auch immer mehr ausgegeben wird, und ein Gesamtkonzept fehlt, wobei auch die Geldpolitik andere Wege geht und störend für die wirtschaftliche Entwicklung wirkt. Denn die Bemühung, die Geldschöpfung mit Ausgabe von Lebac-Wechseln in grossem Umfang zu neutralisieren, geht auf Kosten der Bankkredite, die real stark abgenommen haben. Angeblich sind Prat Gay u.a. Minister nicht mit der Geldpolitik der ZB einverstanden, und Macri in letzter auch immer weniger. Von einer Lockerung der Geldpolitik wird ein Wachstumsimpuls erwartet, aber auch einer für die Inflation. Ein schwieriges Dilemma. Macri müsste bei dieser Konstellation einen erstklassigen und erfahrenen Wirtschaftler zu Rate ziehen, der ihn über Grundkonzepte und Prioritäten aufklärt und, vor allem, Widersprüche vermeidet. Oder er müsste eben Prat Gay auch diese Rolle übergeben.  

			Es ist bei dieser Lage wichtig, dass Macri selber ein sehr klares Konzept über seine Wirtschaftspolitik äussert, und den Anschein vermeidet, dass er schliesslich nur einen geordneten und nicht korrupten Kirchnerismus betreibt, also jeweils Lösungen für die kurzfristigen Probleme sucht, und die langfristige Entwicklung opfert. Von Macri erwartet man genau das Gegenteil, und das muss in Wort und Tat zum Ausdruck kommen. Gewiss gibt es immer Kompromisse; aber Macri muss wissen, wie und wo er nachgeben kann, und wo eben nicht. Bei der Arbeitsgesetzgebung kann er sich nicht gegenüber Recalde beugen, sondern muss, im Gegenteil, noch viel energischer voranschreiten. Und bei den Staatsausgaben muss er viel energischer sein. Dass die Zahl der Staatsangestellten in den letzten Monaten zugenommen hat, ist heller Wahnsinn.

			Präsident Mauricio Macri will in diesen Tagen ein Seminar mit seinen Ministern u.a. hohen Beamten durchführen, das eine Art “brain storming” sein soll. Dabei soll die Krise in ihren verschiedenen Erscheinungen behandelt werden, die Widersprüche innerhalb der Regierung sollen an die Oberfläche kommen und der Kurs der Regierung soll geklärt und gefestigt werden. Hoffentlich hat dies Erfolg.
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			Die ignorierte Steuerhinterziehung

			Es fällt auf, dass bei der Diskussion über Steuerreformen das Problem der hohen Hinterziehung kaum erwähnt wird, die für die argentinische Wirtschaft untragbar ist. Man kann die Hinterziehung auf über ein Drittel des gesamten theoretischen Aufkommens von Steuern, Soziallasten und Gebühren schätzen. Dies geht aus der Tatsache hervor, dass ca. ein Drittel der Beschäftigten schwarz arbeitet, wobei dann noch viel hinzukommen, die ihr Einkommens zum Teil schwarz beziehen. Ebenfalls wird die Hinterziehung bei der Mehrwertsteuer auf ca. ein Drittel berechnet. Bei anderen Steuern ist es unterschiedlich.

			Bei der Schecksteuer gibt es überhaupt keine Hinterziehung, sondern nur eine Umgehung durch Barzahlung. Bei den Brennstoffsteuern ist die Hinterziehung kaum möglich, und beim Verkauf von Kfz auch nicht. Bei der Gewinnsteuer liegt der Fall unterschiedlich. Grossunternehmen haben nur ausnahmsweise die Möglichkeit, Steuern zu hinterziehen, weil sie zahlreichen Kontrollen unterstellt sind, und bei ausländischen liegt der Fall meistens so, dass die lokalen Geschäftsführer sich hüten, Steuern zu hinterziehen, für die sie das Mutterhaus verantwortlich machen würde, wenn sie entdeckt wird. Bei kleineren Unternehmen liegt der Fall anders, besonders bei solchen, die vom Besitzer direkt geleitet werden. Hier ist die Hinterziehung die Regel, wobei der Umfang sehr unterschiedlich ist. 

			Bei der persönlichen Einkommenssteuer, die das neue Zivil- und Handelsgestzbuch als Steuer auf “humane Personen” bezeichnet, besteht ein prinzipieller Unterschied. Diejenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis tätig sind, können nur hinterziehen, wenn das Unternehmen, in dem sie arbeiten, dabei mitmacht. Sonst müssen sie die Steuer auf ihr gesamtes Arbeitseinkommen zahlen. Bei selbstständig Tätigen liegt der Fall grundsätzlich anders. Hier zahlen viele überhaupt keine Gewinnsteuer, und andere nur einen Teil. Dies wird offenschtlich von denjenigen, die die Steuergesetze redigieren, als Tatsache hingenommen, weshalb die Selbstständigen geringere steuerfreie Abzüge haben und somit einen viel höheren durchschnittlichen Steuersatz auf ihr Arbeitseinkommen zahlen. Wenn man den Hinterziehungsfaktor bei Seite lässt, hat die unterschiedliche Behandlung zwischen denjenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten und den Unabhängigen, keinen Sinn und stellt eine Ungerechtigkeit dar. Das Problem besteht darin, dass viele Selbständige eben nicht hinterziehen, und somit bestraft werden, wie wenn sie es täten.

			Bei der Vermögenssteuer, benannt “Steuer auf persönliche Güter” ist die Hinterziehung ebenfalls sehr hoch, obwohl dies nicht sein sollte, weil zumindest Immobilien und Fahrzeuge leicht erfassbar sind. Was bei Immobilien jedoch allgemein besteht, ist eine Unterbewertung, was oft damit beginnt, dass Wohnungen beim Kauf zu einem viel niedrigeren Preis registriert werden, als er wirklich gezahlt wird.   

			Wenn es keine Hinterziehung geben würde, dann wäre die Steuerlast für alle entsprechend geringer. Eine Steuerlast von etwa 37% des Bruttoinlandsproduktes, wie sie jetzt besteht, bedeutet für diejenigen, die die Steuern effektiv zahlen, oder zumindest zum grössten Teil, ein effektive Belastung von etwa 50%, und das ist untragbar. Aber ausserdem würde der unlautere Wettbewerb aufhören, der sich in vielen Fällen als Folge der Hinterziehung ergibt, der oft Unternehmen, die ihre Steuern korrekt zahlen wollen, zur Hinterziehung zwingt, um konkurrieren zu können. Auf der anderen Seite muss man sich der Tatsache bewusst sein, dass viele Unternehmen ohne Hinterziehung nicht überleben könnten, so dass dann eine höhere Arbeitslosigkeit bestünde. Eine gewisse Hinterziehung gehört irgendwie zum System; aber eine zu hohe, wie es jetzt der Fall ist, stört das System. Die Hinterziehung zwingt dann periodisch zu Weisswaschungen, damit das Geld im Land bleibt und hier angelegt werden kann. Die Vermögenslegalisierungen gehören somit auch zum System.

			Bei der gegenwärtigen Lage können Mittelständler, deren Einkommen korrekt besteuert wird, meistens kaum sparen. Viele kommen ohnehin nur knapp aus und geraten bei eventuellen Extrausgaben, wegen Krankheit, Unfall oder anderen Gründen, in grosse Schwierigkeiten. Die Besteuerung der persönlichen Arbeitseinkommens dürfte in Argentinien die höchste der ganzen Welt sein, was gewiss nicht vernünftig ist. Hingegen haben Hinterzieher mit einem ähnlichen Einkommen diese Probleme nicht, und ihr Lebensstandard ist dabei effektiv viel höher. Das wird als ungerecht und irritierend empfunden, und führt in vielen Fällen dazu, dass Wege gesucht werden, um den Steuern zu entgehen, wobei ein gewisses Risiko in Kauf genommen wird. Allein aus diesem Grund darf die Einkommenssteuer (“Gewinnsteuer auf humane Personen”) nicht zu hoch sein. Auch viele Unternehmen sehen sich faktisch gezwungen, zu hinterziehen, weil sie sonst wegen der Inflation und ohne Berichtigung der Steuerbilanzen auf einen effektiven Steuersatz gelangen, von bis zu 60% auf ihren echten Gewinn, den sie nicht verkraften können. 

			Das Amt für öffentliche Einnahmen, die AFIP, der das Steueramt und das Zollamt unterstehen, hat in den letzten Jahrzehnten einen grossen Fortschritt erreicht, was vornehmlich auf die Informatik zurückzuführen ist. Bei der MwSt., wo die Hinterziehung in früheren Zeiten zwei Drittel des theoretischen Gesamtbetrages ausmachte, und dann längere Zeit um die 50%, ist es jetzt “nur” ein Drittel. Die Computertechnologie erlaubt an erster Stelle eine strikte Kontrolle der Zahlungen, aber dann auch eine Prüfung der eidesstattlichen Einkommenssteuererklärungen. Seit diese Erklärungen per Internet abgegeben und dann sofort geordnet gespeichert werden, haben die zuständigen Steuerbeamten sofort Zugang zu den Erklärungen, während früher die Millionen Erklärungen auf Papier einfach irgendwo gestapelt wurden, und abgesehen von den besonders kontrollierten “grossen Steuerzahlern” unauffindbar waren. Kontrollen wurden auf Grund der Kopie der Erklärung gemacht, die der Steuerzahler hatte, wobei diese nachträglich gefälscht werden konnte. Doch bei dieser Kontrolle jagd das Steueramt im Zoo. Diejenigen, die nicht eingetragen sind, werden nicht erfasst, und diejenigen, die kohärent hinterziehen, kaum. Die Erfassung der Hinterziehung erfordert eine grundsätzlich andere Strategie, die sich zunächt auf folgende Aspekte konzentrieren sollte:

			- Der Übergang von schwarz auf weiss muss erleichtert werden. Das wurde bei der bestehenden Weisswaschung versäumt. Die Vergangenheit muss vergessen werden, und es müssen für eine Anfangsperiode von mindestens einem Jahr geringere Soziallasten festgesetzt werden. Ohne dies bleibt alles wie es ist.

			- Bei Einheitssteuerzahlern besteht eine grosse Hinterziehung. Von den ca.  2,5 Mio. Steuerzahlern dieser Kategorie müssten wohl sehr viele ihre Steuern normal zahlen, weil sie bezüglich Umsatz und/oder Einkommen über den festgesetzten Grenzen liegen, die beim vereinfachten System bestehen. Diese Kontrolle, die relativ einfach ist, sollte privat verpflichtet werden.

			- In der Rindfleischwirtschaft besteht eine gigantische Hinterziehung, die von Fachleuten der Branche auf über $ 10 Mrd. jährlich geschätzt wird. Jetzt haben sich 24 Verbände, die Landwirte und  Schlachthöfe vertreten, mit dem Landwirtschaftsminister auf die Einführung eines Kontrollsystems geeinigt, das in Januar eingeführt werden soll. Das ist vorerst nur ein frommer Wunsch; ein so komplexes System bedarf mehrerer Monate, um zu funktionieren. Dies beginnt mit einem Identifizierungsknopf an einem Ohr der Tiere, den der Landwirt einsetzen muss. Bei Lieferung an den Schlachthof muss der Lieferant der Rinder die MwSt. und die Bruttoumsatzsteuer über Internet zahlen, bevor die Schlachtung von der AFIP zugelassen wird. Schliesslich sollen auch elektronische Waagen eingerichtet werden, um die Rinderlaibe zu wiegen, die per Internet mit der AFIP verbunden werden. Auf diese Weise kann die MwSt. und die Bruttoumsatzsteuer beim Fleischverkauf kontrolliert werden. Ein ähnliches System wurde schon 1998 studiert, konnte jedoch wegen des grossen Widerstandes von Landwirten, schwarz tätigen Schlachthöfen und Händlern nicht eingeführt werden. Ob es dieses Mal gelingt, ist nicht sicher. Auf  alle Fälle müsste eine private Kontrolle verpflichtet und gelegentlich auch die Polizei eingesetzt werden, da es bei vielen Schlachthöfen hart zugeht.

			- Beim Import von industriellen Produkten besteht in vielen Fällen eine hohe Unterfakturierung. Hier ist es unerlässlich, eine private Kontrolle einzuführen, sei es wie die, die von 1997 bis 2000 bestand, die sehr wirksam war, oder eine andere. Auch das Zollamt der USA und andere greifen zu privaten Konsulenten, um die Richtigkeit bestimmter Preise zu ermitteln. Das argentinische Zollamt ist bei der Kontrolle der Preise vieler Produkte überfordert, und dann auch weitgehend korrupt. Bei korrekten Importpreisen würde auch die lokale Industrie besser geschützt. 

			Gewiss bestehen noch weitere konkrete Möglichkeiten. Es muss zunächst der politische Wille vorhanden sein, die Hinterziehung zumindest zu halbieren. Und dieser Wille besteht heute eben nicht. Weder bei der Regierung, noch bei der Opposition, noch bei Unternehmern, noch bei Steuerexperten und anderen.

			 

			 

		

	